
11 ... 12L~9 der Beilaßen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
XI. Gesetzgebungsperiode 

546/ A. B. 
zu 509/J 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

des Bundesministers für UnterribhtDr. P i f f 1 - Per t e v i 6 

auf die Anfrnge der Abgeordneten Dr. Hertha F i r n b erg und Genossen; 

betreffend Geschliftsordnung des Zentralausschusses der bsterreichiFchen 

Hochschülerschaft. 
.-.-.-.-. ; (' 

Die schriftliche Anfrage Nr. 509-J/NR/68, die die Abgeordneten Dr. 

Firnberg und Genossen am 7. Februar 1968 an mich richteten, beehre ich mich 

wie folgt zu beantworten: 

Zur Beantwortung der beiden an mich gerichteten Einzelfragen gebe ich 

nachstehend den rJortlaut der Gegenschrift des Bundesministeriums für Unter':' 

richt zur Beschwerde der üsterreichischen Hochschülerschaft gegen den Be­

scheid des Bundesministeriums für Unterricht vom 26. Oktober 1967, Zl. 

135.098-1/4/67, beim Verwaltungsgerichtshof bekannt: 

Zl. 153.487 - I/5/67 

G e gen s ehr i f t 
der belangten Behörde. 

1) ,Gemiiß § 4, Abs. 5 des IIochschülerschaftsgesetzes, BGBl.Nr.174/1950, 
beschließt der Zentralausschuß der bsterreichischen Hochschülerschaft mit 
Zweidrittelmehrheit seine Gesch~ftsordnung, die der Genehmigung des Bundes~ 
ministeriums für Unterricht bedarf, welches zu prüfen hat, ob die Geschäfts­
ordnung den bestehenden Gesetzen und Verordnungen entspricht. Die GeGch~fts­
ordnung des Zentralausschusses der Österreichische~Hochschülerschaft wur­
de nach mehrmaligen Abiinderungen letztmalig am 3. April 1962 beschlossen; -
die Genehmigung erfolgte mit ho. 3ahl 57.886-1/62 vom 6. September 1962. 
Die Geschiiftsordnung enthielt im § 4, Abs. 4, lit b'. eine Bestimmung 
über die Vertretung am Erscheinen in einer Sitzung verhinderter Eandatare 
durch einen Bevollmlichtigten. Die gleicheBestimmung enthielten auch die 
Gesch~ftsordnungen der Hauptausschüsse und der Fachschaftsausschüsse der 
Österreichischen Hochschülerschaft an den einzelnen Hochschulen bzw. 
Fal:ul t~ton. 

Wie. das ßundesministerium für Unterricht in Erfahrung brachte, hat sich 
anläßlich einer Sitzung des Fachschaftsausschusses der Fachschaft für 
BauingenieurvJoson und Architektur der bsterroichischen Hochschülerschaft 
an der Technischen Hochschule in \'1ion ani 21. Juni 1967 ein Handatar bei 
der Ausübung seinos Stimmrechtes durch einen Nichtmandatar vertreten lassen. 
Das Bundecministorium für Unterricht sah sich daher voranlaßt, die Go- -
schiiftsordnung der einzelnen Ausschüsse der Österreichischen Hochschüler- ]­
schart zu überprüfen und in Ausübung seines Aufsichtsrechtes cem.§ 23 
Ab<:;. 3 des Hochseh ülerschaftsgesetzes die Genehmigung der Geschiiftsordnung 
des Zentralausschusses der Usterreichischen liochsehülerschaft ebenso wie die 
Genehmigung der GeschäftsordnunGen der Hauptam3schüsse und der Fachschafts­
ausschüsse aLnsichtlich der Bestimmung über die Vertretung der Handatare zu 
widerrufen. Der teilvleise Widerruf der Genehmigung der Geschiiftsordnung 
des Zentralnussehusses der Östcrreichisehen IIochschüle~Gcha~t erfolgte 
durch den angefochtenen Bescheid. 
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Es mag zwei felhn."·t sein ~ ob aufc;iehb:;behördliche Haßnahr1en 9 wie sie die 
Genchn1J .. {3'u .. YlZ d er Ge.s crl~iftf~OY'd:t}.u!J.[i (1 es Zoen tr3.1u.ussch USEC S 681'" Ös terreichi­
schen Hochschülercchaft. und ebe::1so auch der 'i!:i.derruf d:i.8ser Genehm:Lijung 
darsteJlen, nls 13ef3clcej.d im S:i.nne de.: C, 56 des AVG 1950 sov;ie iril. Sinne 
des Artikels 130 Abc. 1 und 131 Abcu 1 Punkt 1 des Bun6es-VerfasGungsge­
setzes anzusehen sind. Nach d~r st~ndisen Reehtssprechung des Verwaltungs­
gerichtshofes lcann von einem Bescheid nur dann die Rede sein, wenn in 
einem behördlichen Al<:.t über in6i vid ue 11e ne eh hweThii1 tnisse abe;esprochen 
wird. Bei dem Bese] luG des Zentra1aussc~~usses der 6sterreichischen Hoch­
schülerschaft über seine Gesch2iftsordnung handelt es sich dagegen um eine 
genereJ.le Norm; wenn dieser Besrihluß selbst als genereller Met anzusehen 
ist. dann kjnnte allenfalls angenommen werden, daß auch die aufsichtsbehörd­
liche Genehmigung desselben und ebenso ihr Widerruf keinen im Sinne des 
Artikels 131 Abß .. 1 ;,j" 1 des BundeG-Verfass;,;ngcL~csetzcs anfechtbaren Be­
scheid darstellt ('1g1" Erka des Verviiü tuncsf:;er:ic:,tshofes vom lLtoOktober 
1953~ SlßoNoFoHro 3~ 1.39//\.)0 

2) Doch celbst wenn in der Genehmigung des geccnsttindlichen Beschlus­
ses des Zentralausschusscs der 6sterreichischcn IIochschtilerschaft sowie 
im Widerruf dieser Gene 11E!iClJDC; durch das Durtc1esministerium für Unterricht 
Bescheide im Sinne des Artikels 130 Abs. 1 und 131 Abß. 1, Z. 1 des Bundes­
VerfussungscesetzeG erblicl:t Dlirden, k~nnte von der behaupteten ncchts~id­
rigkeit vJegen VerstoGses gegen die :iJatericlle TIechtsJ.:raft des genehr.1igen­
den Bescheides nicht die Rede sein. Entgegen den Ausführungen der ße­
schvJercleführerin erGcheinen die VoraussetzunGen für eine am't$',cc:iCe Aufhe­
bung oder Abi:.inderuDIj die:,~es ßcschei.:es cemiiß § 68 Abß. 2 des AVG 1950 
durchaus Ge~~ebcn, Die Behauptung der :GeGdwerc1.efi.il1l'erin 9 daß cb~t:h die 
n." '" öh""'; r!"1 'D (J' ('" r ( .. ' '" CO' Cl, : l' 'fr '~O'~":; D 11D '1' d""" '7 "'Y1 4.1" "1"'11 ~ '" ch ' ] c co e co 0' eI~ U··: '" t '" rr" l' ch l' -U'V.l..lI..:;:; ..u. .... t..i.....>v .... b J.\..;_. v~'v .1..1.(,... __ ~,ü .!.. _l _, ~"b '00 i..J\...-!._ L..._,. t.. ... Cl, ÜV .... I..JÜ..-u _ U ~ \.:;; "-

schen Hochschülerschaft durch das Bunderjli1.inisterium für Unterricht allen 
lfi.anc1a taren des Zentralaussch'c.lsse S das Rech t zUGesprochen worden sei ~ sich 
vertreten zu lassen! was einem ZUDachs der Rechte der einzelnen Mandatare 
gleichkomne, ist folgen~es entgcgenzuhalten: 

Die Genehmigung durch das Bundesministerium fUr Unterricht ist zwar 
eine Voraussetzung flir das verbindliche Zustundekomrnen der BestimmunGen 
der Gesch~i.ftGo::·dnunc> kei11eci fallG aber in dem 'sin:'.1e ~ :~Qß aus dieGem }\.ld 
allein subjektive Rechte e:'.1tstehen könnten. Der von der Deschwerdeführerin 
behauptete Zuw2chs von TIechten der Mandatare k0nnte vielmehr allenfalls 
h~chstens aus den Destimmunßen der Geschliftsordnung selbst abgeleitet wer­
den, also aus einer generellen Norm i die der materiellen Rechtskraft im 
Sinne des § G8 des AVe 1950 nicht f~;.hiG ist, Der cenehmis-ende Akt des 
Bundesministeri ums für Un terr:i.cht kannte daher ~ auch VJenn man ihn als Be­
scheid ansieht, sehr \'Johl cem~i.ß 0 68 Abs. 2 des AVG 1950 von amts\'Jecen 
aufgehoben oder abgelindert werden, da ~us ihm niemandem ein Recht erwach­
sen isto 

3) Die 13csclmerde fiüll~erin behaupte tauch F1e ch tSi'Jidrigkei t des Inhal~ 
tes des angefochtencn Bescheides in der Sache selbst, da im Hochschüler­
schaftcgesetz und ÜI der IIochschülerscho.r·tsvlahlordnune;~ ßGBloHr. 281/1962, 
die Einr~lumung eines Vertret,mg;:-;rechtes an die j·landatare nicht nusdriicklich 
ausgeschlossen und daher zuL'tssig cei! zumal die cenann ten nech tsnormen 
keine Verweisung auf andere ijesetzliche Bestimmungen, etwa jene tiber die 
Gahl der Abgeordneten ~um Nationalrat oder zu anderen Gremien, in denen die 
Vertretungsmöglichkei tc· auC';geschlossen wlire, enthicl ten q Auch eine analoge 
Anvlendung derartiger 13estimmunr;en der österreichischen Heclltsordnung Uber 
die höcbstpereönliche Ausübung von I'ianc]aten Gei unzulriGsig, da die Grund­
slitze der Wahl in den Zentralausßchuß der 0sterreichischen HochschUlerschaft 
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mit den Grundsätzen der ~ahl in andere ~ffentliche Gremien nicht überein­
stimmten. Daß die \'Jahl zum Zentralausschuß und zu den anderen Organen 
der Bsterreichischen Hochschülerschaft nach einer starren Liste vorge­
nommen werden, weise auf einen Akzent zur wahlwerbenden Gruppe hin, nicht 
jedoch auf eine Eetonung der PerG~nlichkeitswahl. Die Beschwerdeflihretin 
untermauert ihre Ansicht, daß eine Vertretung der Handatare nicht ausge­
schlossen sei, mit dem Hinweis auf die BestimmunGen der IIochschülerschafts­
vJahlordnung für den Fall der Ab" ,"hnung eines Handates durch den Gewi,ihlten 
und des vorzeitigen AUGscheiden~ eines Mitgliedes eines Ausschusses, die 
das Nachrücken des nUchstbezeichneten Kandidaten derselben wahlwerbenden 
Gruppe sowie die Entsendung eines Ersatzmitgliedes durch die wahlwerbende 
Gruppe im Falle (ler ErschöpfunG der Liste vorc;ehe. 

Dem ist zu entgegne:11~ daß gerade diese für den Fall der Vakanz eines 
Handates vOr[~esehenen nestimmunc;en einen Hinweis darauf geben, daß an eine 
Vertretung eines zeitweilig verhinderten Mandatares nicht gedacht ist. 
Anderenfalls vJ~ire auch dieser Fall ausdrücklich geregel t \'Jorden. Keines­
falls aber berechtigen die Ausführungen der Beschwerdeführerin zu dem Schluß, 
es sei die VertretunG eines Handatares durch einen Bevollmi:c}-:-+:igter" m~glich~ 
Gerade der Einweis auf die starre I~Gte und auf das Nachrücken des nächst­
bezeichneten Kandidaten derselben \'Jahlvlerbenclen Gruppe im Falle der Vakanz 
eines I·landates schließt die H~glichkei t der Bestellung eines Stellvertre­
ters durch Bev6llmächtigung aus. Desgleichen ist der Hinweis der Beschner-
de führerin auf die sogenannten ""/ixmanc1a te ", deren Ausübung gem2iß § L~, 
Abc, 3~ lit. a und b des IIochschülcrschaftsgesetzes an eine Funktion c;e­
bunden ist, aus folc;ender Erwtigung nicht zielführend: Die Inhaber dieser 
Mandate werden als Vorsitzende der Hauptausschuüsse und FachschaftsauG8chüs­
se innerhalb dieser Gremien durch Dahl bestellt und üben als solche ihre 
Funktion ebenfalls als h~chstperc~nliches Recht aus. 

Das ~6et~ kennt lediglich die SteJlvertretunc der Vorsitzenden der 
Ausschüsse, die aber nicht durch Bevollmiichtigung, sondern durch rJahl er­
folGt (vg1. §§ 5, Abs. L~ und 6 9 Abs. 4, des Hochcchülerschaftsgesetzes). 

Die AUG führmg:n der Deschv:erde führerin sind demnach nicht geeignet, 
die Rechtsaneicht des Dundesministeriums für Unterricht zu widerlegen, daß 
n:imlich die Ausübung der Tiitigkei teines gev/iihl ten H.::mdatars ein h~chst­
persBnliches Hecht darstelle und eine Stellvertretung durch Bevollmiichti- 1 

gung daher gCGetzwidric würe. 
Das Dundesminietcrium für Unterricht stellt sohin den 

Antrag 

1) die Desdv/erde c;eraiiß § 42, Abs. 1 VVIGG 1965 als unbegri.indet abzUiiveisen i 
2) der belnngten l~ehörde gem,:tß der Verordnunc vom 4. J2inner 1965, BGEL 

Nr. L~/19659 für den Vorlacenaufw2nd den Betrag von 60,- S und für den 
tchriftsatzaufwand den Betrag von 330,- S zuzuerkennen. 

Wien am lq. Jiinncr lq68 
Fur'den DÜndesmlnls'ECr: 

Dr. Zessner 
.-.-.-. 

Die An rrasestellcr erkundiGten eich nach den Erwiiguncen, die für den 
teilweisen rliderruf der 1962 erteilten Genehmicung der Geschäftsordnung des 
Zentralausschusses der Eochschülerschaft maßgeblich waren, sowie nach der 
Stellungnahme cles Hinisteriums zur Verwaltungegerichtshofbeschvlerde der 
IIochschülcrschaft. 

..-.-.-.-.-.-. 
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